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Die Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen Unfallversicherung hinsichtlich der Versicherung 
der Arbeitnehmer gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten verstößt weder gegen das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland noch gegen das Recht der europäischen 
Gemeinschaft. 
 

§ 121 SGB VII 
 

hier:  
Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 08.11.2005 – S 10 U 114/05 – 
 
Bezugnahme u.a. auf das Urteil des BSG vom 11.11.2003 - B 2 U 16/03 R -,  
HVBG-INFO 08/2004, S. 682-691; 
vgl. auch VB 099/2005 vom 19.10.2005 mit weiteren Nachweisen (Urteile etc.) 
Bemerkenswert ist auch, wie deutlich sich das SG hinsichtlich des politischen Charakters der 
Klagewelle äußert (letzte Seite):  
"Die Klägerinnen mögen wie auch alle ihre Mitstreiter einen politischen Meinungsbildungs-
prozess und eine öffentliche Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland in Gang setzen, 
um den hierzu berufenen demokratisch legitimierten Deutschen Bundestag zu einer Ent-
scheidung über die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Unfallversicherung zu veranlas-
sen. Die Kammer sieht sich nicht dazu berufen, einer Aushöhlung der parlamentarischen 
Demokratie durch Entscheidungsverlagerung auf die supranationale Ebene Vorschub zu 
leisten." 
 
Das Sozialgericht Mannheim hat mit Urteil vom 08.11.2005 – S 10 U 114/05 –  
wie folgt entschieden: 
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